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verkannt werden. 


den worden. 


undsimmae 16 


von R. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 


Breis in Stettin biertefjährtih 1 Tölr, 

zn monatlich 10 Sgr., 

mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgr. 

> monatlich 12%, Sgr., 2 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


M 170. 


Abendblatt. Dienſtag, den 11. Februar 


1868. 


Deutſchland.] 

Berlin, 10. Februar. Ihre Königl. Hob. die Kron⸗ 
prinzeſſin iſt heure Morgen 3 Uhr von einem Prinzen entbun- 
Der König und dle Prinzen haben heute Morgen 
ihre Gratulatlons-Beſuche gemacht und die Königin der hoben 


Woöchnerin einen Beſuch abgeſtattet. — Der Miniſterpräſtdent Graf 
Bismarck hat Berlin noch nicht verlaſſen, da ſein Geſundheits⸗ 


zuſtand jo angegriffen iſt, daß er feine Urlaubsreiſe noch nicht hat 
antreten können. Dies giebt einigen Blättern zu neuen aber fal- 
ſchen Kombinationen Veranlaſſung. Graf Bismarck ſoll nämlich 


dternach als Minifterpräfident und Minifter des Auswärtigen, nicht 


aber als Minifter für Lauenburg und als Bundeskanzler Urlaub 
genommen haben. Die Aufſtellung, das Graf Bismarck als Bun- 
deskanzler anweſend und als Minifter des Auswärtigen abweſend 
von Berlin iſt, gebört aber ſchon mehr in den Kladveradatſch als 
in eine polttiſche Zettung. — Nach dem Gange, den die Ver⸗ 
handlungen und Abſtimmungen über den hanvoverſchen Provinzial- 
fonds im Abgeordnetenbauſe genommen haben, iſt natürlich nun- 
mehr die allgemeine Aufmerkſamkeit auf die Haltung des Herren- 
hauſes in dieſer Angelegenheit gerichtet. Allen Anzeichen nach tft 
von demſelben ein verwerfendes Votum nicht zu erwarten. Vor 
Allen hatten neben einiger Agitationen beſonders auch Mißverſtän⸗ 
niſſe auf die Haltung der konſervattven Partei des Abgeordneten⸗ 
baufcs Einfluß geübt, die beim Herrenbauſe in Wegfall kommen. 
Die Stellung des Minifteriums, das in dieſer Frage einig iſt und 
und einig bleiben wird, liegt jetzt klar vor und kann nicht mehr 
Eine weitere Fortſetzung der Oppoſktton von 
Selten der konſervattven Partei könnte aber die weitgreifendſten 
Folgen haben. Von dieſem Geſichtspunkt wünſchen die entſchteden 
liberalen Blätter auch nichts ſehnlicher, als daß das Herrenhaus 
dem Geſetzentwurfe ſeine Zuſtimmung nicht geben möge. Dies 
wird für die konſervative Partei jedenfalls auch ein Wink fein! — 
Beil den Erörtereungen der Vorlage über die Abfindung der 
Depoſſedirten iſt in der Preſſe auch die Bemerkung gemacht 


worden, daß man ſich nicht recht erklären könne, woraus der Mt- 


% 
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Genehmigung des Königs abgeſchloſſen iſt, und daß 
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nifterpräfident Graf Bismarck aus dieſe Frage eine Kabinets- 
frage gemacht babe. Es wird bei dieſer Bemerkung überſehen, 
daß es ſich hier um einen Vertrag gehandelt hat, der mit 
eine 
aus der Verwerfung der Verträge keine 
Kabinetsfrage macht, in den Augen des Auslandes nur an 
Vertrauen verlieren kann. Die Verwerfung eines Vertrags iſt 
demnach ttwas Anderes, als die Verwerfung einer gewöhnlichen 
Geſetzes vorlage, es kommen bet jener die internationalen Beziehungen 
in Betracht. Dazu kam noch in dem vorliegenden Falle, daß der 


Reglerung, die 


Vertrag mit dem König Georg durch das Intereſſe noch eine grö- 


ßere politiſche Bedeutung erhielt, welchts das Ausland, namentlich 
England an demſelben nahm. — Die franzöſiſche Regterung hat 
an den preußſſchen Geſchäftsträger, Grafen Solms, in Betreff der 
hannoverſchen Flüchtlinge, alsbald nach deren Eintreffen auf 
franzöſiſchem Gebiete aus eigenem Antriebe die beruhigendſten Er- 


klärungen gegeben. — Das „N. Wiener Fremdenblatt“ ſchreibt, daß 


die preußiſche Regierung die ihr aus der Verfaſſung des norbdeut- 
ſchen Bundes erwachſene Oberhoheit benutzt habe, um einen Extra- 
zug zu verhindern, der beſtimmt geweſen ſet, die Verehrer des Kö⸗ 
nige Georg zur Feler der ſilbernen Hochzeit deeſelben nach Hieping 
zu bringen. Es iſt hierbei zu bemerken, daß die Verhinderung von 
Extrazügen, bel denen ts ſich wie bier um Demonftrationen, die 
Aufregung bervorzurufen geeignet ſind, handelt, nicht Sache des 
Bundeskanzlers oder der Bundesbehörden, ſondern einfach Sache 
der Polizei if, — Die Schlußberathung des Staate baushalte⸗ 
Etats if bis Donnerſtag vertagt. Dieſelbe ſcheint nicht das be⸗ 
ſchleunigte Tempo annehmen zu ſollen, das zu wünſchen iſt, ſondern 
man wird ſich allen Anzeichen nach wieder auf lange und lang- 
wellige Debatten gefaßt machen müſſen. 0 
Berlin, 10. Februar. Se. Maj. der König, J. Majeſtät 
die Königin Wittwe, J. K. H. der Kronprinz, die Prinzen Alex⸗ 
ander und Georg ic. wohnten am Sonntag dem Vormittagsgottee- 
dienſte im Dome bei; die übrigen hohen Hertſchaften hörten die 
Predigt in der Marien- und Matthät-Kirche. Mittags begab ih 
des Königs Majeftät in das Zeugbaus und ertheilte hierauf Au- 
dienzen einer Deputatlon der Aelteſten der evangelifchen Gemeinde 
zu Rotterdam und dem Reglerungspräſidenten zu Kaſſel, Freiherrn 
v. Hardenberg. Nach einer Ausfahrt fand die Familſentafel bei 
Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Friedrich Carl im hieſigen Schloſſe 
ſtatt und erſchtenen an derſelben auch Se. Königl. Hoh. der Prinz 


Auguſt von Würtemberg, J. Hoh. der Prinz Heinrich von Heſſen, 


der Herzog Elimar von Oldenburg ꝛc. Heute Vormittags empfing 
Se. Majeät der König Militärs und andere Perſonen von Di- 
ſtinktlon und nahm die gewöbnlichen Vorträge entgegen. 

J. K. Hob. die Kronprinzeſſin iſt heute früh von einem 
Prinzen entbunden worden. Der engliſche Botſchafter Lord Loftus 
und der Minifter des K. Hauſes Frhr. v. Schleinitz waren gegen 
wärtig, um das übliche Protokoll aufzunehmen. f 

— Seitens der Fraktlon der Konfervativen des Abgtordneten⸗ 
hauſes iſt an Se. K. Hoh. den Kronprinzen in Folge des deuti- 
gen erfreulichen Ereigniſſes folgende Adreſſe gerichtet worden: 
„Durchlauchtigſter Kronprinz, gnädigſter Kronprinz und Herr! Zu 
dem erfreulichen und nicht allein Ew. Königlichen Hoheit und das 
Königliche Haus, ſondern das ganze Vaterland höchſt beglückenden 
Ereigniſſe der Geburt eines Prinzen bringen bie unterthänigſt Un⸗ 
terzeichneten ihre ehrerbletigſten Glückwünſche dar. In tlefſter Epr- 
furch Eurer Königl. Hoheit treu gehorſamſte Mitglieder der konſer⸗ 
vativen Fraktlon des Abgeordnetenhauſes.“ 

— Die Zeitungen bringen fortgeſetzt irrthümliche Nachrichten 
über die Berathungen der Kommilfion zur Ausarbeitung eines Eivil- 


* 


prozeßordnungs Entwurfs. Es iſt ebenſo thatſächlich unrichtig, daß 
der Juſtizminiſter ſich in letzter Zelt an den Sitzungen der Kom- 
miſſion nicht bethetligt habe, als daß Beſchlüſſe über die Bedeu- 
tung des Bewels⸗Interlocuts gefaßt ſelen. Hiermit zerfallen alle 
daran geknüpften Behauptungen über die in der Kommiſſion flatt- 
gebabten Debatten. Die Grundloſigkeit von dergleichen Nachrichten 
ergiebt ſich ſchon daraus, daß die Veröffentlichung der Berathungen 
vor deren Abſchluß nach der Geſchäftsordnung der Kommiſſſon nicht 
geſtattet iſt. Weitere Berichtigungen in dieſer Richtung werden 
deshalb an dleſer Stelle nicht ſtattfinden. (Staats- Anz.) 

— Aus dem Umſtande, daß man von Berlin aus den Bau- 
riß des Schloſſes Gottorp in Schleswig eingefordert bat, ſchmei⸗ 
cheln ſich die Schleswiger mit der Hoffnung, daß ihre Stadt der 
Sitz der gemeinſchaftlichen Regierung der Elbherzogthümer wer- 
den wird. 

— Die Konzeſſton, auf Grund welcher das Spiel in den 
naſſaulſchen Ländern noch einige Jahre fortdauert, iſt eigentlich für 
Wiesbaden, Ems, Langenſchwalbach und Schlangenbad ertheilt. In 
letzteren beiden Bädern ließen die Splelaktionäre die Bank bald 
eingehen, da ſie einen zu geringen Gewinn abwarf. Nach dem 
jetzt mit der Regierung abgeſchloſſenen Vertrage zahlen die Aftio- 
näre bekanntlich eine Milton Thaler, welche den Städten Wles- 
baden und Ems zu Gute kommen ſollen. Augenblicklich befindet 
ſich eine Deputation bier, um vom Minifter des Innern zu erwir- 
ken, daß von dieſer Summe auch Langenſchwalbach und Schlangen⸗ 
bad Anthell erhielten. 

— Wir berichteten kürzlich über eine Petition zweler pommer- 
ſcher Pfarrer an das Abgeordnetenhaus wegen Errichtung über⸗ 
ſteiſcher Kolonien. Nach einer Berliner Kotreſpondenz der „Köln. 
Ztg.“ dürfte dieſe Petition bei der Staatsregierung auf Widerſtand 
ſtoßen, ſchon weil der Schutz der jungen Niederlaſſungen zu viel 
Kräfte an Menſchen und Geld in Anſpruch nähme. Die Berwei- 
ſung der Petenten auf den Vorgang des großen Kurfürſten, welcher 
1680, nach dem Siege bei Fehrbellin, eine brandenburgiſche An- 
ſtedelung in Afrika gründete, iſt gerade nicht gut gewählt, da dieſes 
Unternehmen dem Staate zunächſt Demüthigungen durch Holland, 
dann viele Geldkoſten verurſachte und endlich 1720, nach Aljähri- 
gen Verſuchen, von Friedrich Wilhelm I. gen Holländern für 7200 
Dukaten verkauft wurde. y 

— Um jo bald wie möglich das dringende Bedürfniß vieler 
Behörden des Landes nach einem thunlichſt vollſtändigen Ortſchafte⸗ 
verzeſchniſſe des preußiſchen Staates zu befriedigen, ſollen von jedem 
Wobnplatze diejenigen Unterlagen geſammelt werden, zu denen das 
ſtatiſtiſche Bureau die erforderliche Anleitung gegeben hat. Die 
Angelegenheit ſoll jo beſchleunigt werden, daß das vollſtändige Ort⸗ 
ſchafteverzeichniß in alphabetiſcher Ordnung noch im Laufe des 
Jahres 1868 erſcheinen kann. 

— Der Präſident der Regierung zu Gumbinnen, Herr von 
Maurach, hatte bei dem Miniftertum feine Vetſetzung beantragt. 
Dieſem Antrage wurde nicht nur nicht zugeſtimmt, ſondern ſogar 
darauf gedrungen, daß Hert v. Maurach feine disherige Wirkſam- 
kelt fortjege. 

— Man ſchreibt der „N. Pr. Z.“: Mehrere Mitglieder der 
konſervativen Fraktion des Abgeordnetenhauſes haben bei der Ab- 
ſtimmung über den Domanſal-Ablöſungsfonds der Provinz Hanno 
ver ſowohl gegen das v. Kardorffſche Amendement als gegen den 
Antrag v. Dieſt geſtimmt. Da dieſe Abſtimmung leicht einer Miß⸗ 
deutung unterliegen kann, ſo bemerken wir, daß die gedachten 
Herren aus prinzipiellen Gründen geglaubt haben, den v. Dieft- 
ſchen Antrag als einen erwünſchten Vermittelungevorſchlag nicht 
anſehen zu dürfen, daß ſie aber ihrer Ueberztugung nach noch we— 
niger in der Lage waren, dem v. Kardoiffigen Amendement bei- 
zuſtimmen. Aus dleſer Anſchauung waren die Verbeſſerungs-An⸗ 
träge v. Brauchtiſch und Graf Weſtarp hervorgegangen und es er⸗ 
gab ſich nach deren Verwerfung für die erwähnten Abgeordneten 
die Konſequenz, ſowobl gegen das v. Kardorffſche Amendement, als 


gegen den Antrag v. Dieſt, als endlich bet der Schlußabſtimmung 


gegen den Geſetzvorſchlag der Kommiſſton mit dem Amendement 
v. Kardorff ihr Votum abgeben zu müſſen. 

— Die Verhandlungen mit der Homburger Spielbank haben 
zu keinem Reſultate geführt; der Reglerungskommiſſar Wohlers bat 
den Badeort am 7. Februar verlaſſen, Herr Blanc hat den Vor— 
ſchlägen der Regierung folgende Gegenpropofltionen entgegenge- 
ſtelt: „Fortdauer des Splels bis 31. Dezember 1875. Dafür 
zahlt die Geſellſchaft außer ihren bisherigen Letſtungen, 800,000 
Thlt. an die Stadt und überläßt an dieſelbe ihr ganzes Bermö- 
gen, Immobilien (worunter auch die Gas fabrik), Mobilien und den 
Betrag des Anlehens von 800,000 Gulden, welchen die Hombur- 
ger Eiſenbahngeſelſchaft im Jadre 1901 zurückzablen muß.“ Na- 
türlich wird die Regierung ihre Drohung zur Wahrheit machen 
und die Schließung der Homburger Spleldölle auf geſetzmäßigem 
Wege veranlaſſen. 

— Das bervorragendfle Mitglied der konſervatlven Partei in 
Preußen, der Geheime Negierungsratd Wagener, deſſen Zurüdhal- 
tung in den parlamentariſchen Kämpfen in neuerer Zeit nicht un- 
beachtet geblieben fein wird, war ſchon feit längerer Zeit mit vie- 
len Parteigenoſſen über die Stellung, welche dle Konſervativen 
einzunehmen haben, um unſerem Staate die Erfüllung feiner Aufs 
gaben in Deutſchland zu ermöglichen, abweichender Meinung. Wie 
wir hören, hat derſelbe jetzt, ohne Zweifel unter weſentlicher Ein- 
wirkung des Verhaltens eines großen Theils der Konſervattven ge- 
genüber der Reglerungsvorlage über den Provinzialfonde, ſchriftlich 
ſeinen Austritt aus der fonjervativen Fraktton des Abgeordneten⸗ 
hauſes erklärt. 

— Wie wir ferner hören, iſt Herr Wagener zum Nachfolger des 
durch körperliches Leiden an der Wahrnehmung ſeiner Geſchäfte 


verbinderten Wutlichen Geb. Ober⸗Regierungsratbs Coſtenoble in 


der Stellung eines vortragenden Raths des Staats⸗Mintſtertums 
beim König auserſehen. - a 2 
— Im Groß berzogtbum Medienburg-Shwerin:ift kürzlich eine 
Petition an den Großberzog in Umlauf geſetzt worden, welche eine 
eingebende Erditerung der Unmöglichkeit des Fortbeſtehens der land⸗ 
ſtändiſchen Verfaſſung vornimmt und um Einführung der konſtitu⸗ 
tionellen Staats form bittet. 

— Für die Linien-Kavalerie- und Feld⸗Artilletie- Regimenter 
fol, in gleicher Welſe wie bei der Garde, die Ernennung von 
Stabsroßärzten bevorſtehen. 

— Im Miniſterium des Innern iſt man zur Zeit mit Auf- 
ſtellung der neuen Etats thätig, welche ſowohl eine bedingte Ver⸗ 
meihrung der Stellen in dem genannten Reſſort, als auch für dle 
demſelben unterſtellten Verwaltungsbebörden des Landes eine Beſſer⸗ 
ſtellung der Gehälter aller Subalternbeamten bezwecken. 

— Einer Mittbeilung der „Nat.-Zig.“ zufolge würde ſich 
Graf Bismarck in einigen Tagen nach Oſtpreußen begeben, um ſich 
mit eigenen Augen von dem dortigen Notbflande zu überzeugen 
und die Mittel zu erwägen, wie demſelben zu begegnen iſt. (2) 

— In einer Zuſchrift vom 5. Februar zeigt der Unterſtoats⸗ 
ſekretär im Kultusminiſterium Lehnert dem Oberpräſtdenten Eich⸗ 
mann an, daß ibm jeder Zeit Aerzte zur Dispoſttion ſtänden, falls 
ſich in den vom Typhus deimgeſuchten Gegenden ein Mangel an 
ſolchen fühlbar machen ſollte. 
für die Melle Etſenbahn und mit 20 Sgr. für die Melle Land⸗ 
weg zu berechnende Reiſekoſten, 4 Thlr. Diäten aus Centralfonds 
reſp. vorſchußweiſe aue Provinzialfonds, erhalten. Die Reiſekoſten⸗ 
ſäge gelten auch für die Reiſen, welche die Aerzte innerhalb des 
ihnen anzuweiſenden Diſtrikts unternehmen. 

— Wie der „B. B.-.“ berichtet wird, haben ſich die Grün⸗ 
dungs-Comité's für die Markiſche Nordbahn und die Berlin-Neu- 
brandenburger Bahn völlig fuſtontrt und ihr Programm verſchmol⸗ 
zen. Die Baufumme iſt bedeutend reduzirt worden und der Linie 
der Name „Berliner Nordbahn“ gegeben worden, für welche man 
ſich, bei 21%, Meilen Lange, auf ein Baulkapttal von 7½ Mil- 
lionen Thlr. geeinigt bat. Davon ſollen circa Y Millionen du ch 
den Prämtenzuſchuß des Großberzogs von Mecklenburg⸗Strelitz und 
die Bewilligung von freiem Lande auf 6—7 Meilen Länge und 
durch eine von der preußiſchen Regierung ziemlich ſicher zu er⸗ 
wartende Prämie aufgebracht, die übrigen 6 ¼ Millionen dagegen 
zu drei Fünfteln in Stamm- und zu zwei Fünfteln in Stamm⸗ 


Prioritäts- Aktien beſchafft werden. Die Ausführung des Baues 


ſoll im Sinne des bisherigen. Programms der Märkiſchen Nord- 
bahn als Konfortien-Entreprije bewirkt werden. 


Berlin, 10. Februar. (Haus der Abgeordneten.) 46. Sitzung 
Präſideut: v. Focckenveck Am Miniftertiih: Finanzminiſter Freiherr von 
der Heydt und mehrere Regierungs⸗Kommiſſare. Die Tribünen find mäßig, 
die Platze im Hauſe ziemlich zahlreich beſetzt. — Der Präſident eröffnet 
die Sitzung um 10 Uhr 35 Minuten und ertheilt nach der Meldung des 
Einteitis des Abg. Toilo dem Juſtizminiſter Dr. Leonhardt das Wort. 
Derſelbe beantragt die Ermächtigung des Haufes zur Erbebung einer Au⸗ 
klaße gegen den Redakteur der „Zukunft“ wegen eines Artikels in der 
Nummer der „Zukunft“ vom 25. v. M. unter dem Titel „Geldbdewill gun⸗ 
gen“, welcher Beleidigungen des Abgeordnetenhauſes enthalte. Der Antrag 
wird der Juſtizkommifſion üterwieſen und das Haus tritt in den erften 
Gegenſtand der Tages⸗Ordnung ein: Vorberathung des Staatsbausbalis⸗ 
Etats pro 1868 im ganzen Haufe. Zu Tit. 2 Bol. 11 beantragt der Re⸗ 
gierungs⸗Komm. Geh. Ober⸗Finanzrath Mölle die Poſition don 339,263 
& e unverändert zu laſſen, weil det Beſchluß des Herrenhau⸗ 
ſes üder den e noch nicht extrahirt ſei, womit das Haus ein⸗ 
verſtanden iſt. Bei Po. 12 deſſelben Titels: 185,861 A 8 “| 
wird die darch Beſchlüſſe des Hauſes bei der Vorberathung feſigeſetze Re⸗ 
duktion dieſer Poſition in Höhe von 96,820 % angenommen. Eben fo 
werden ohne Diskuſſton die übrigen unter Vordehalt angenommenen Pos 
ſitionen des Etats genehmigt. Der zweite Gegenſtaud der Tagesordnung 
iſt die Vorberathung Über den Entwurf des Etatsgeſetzes nebſt dem Nach⸗ 
trage zu dieſem Geſetze. Zu den Paragraphen, welche die Genehmigung 
der bis zur Feſtſtelluug iunerhald der Grenzen geleiſteten Ausgaben aus⸗ 
ſprechen, liegt folgender Autrag des Abg. v. Dechend und Genoſſen vor: 
„An Stelle des $. 2 der Regierungs Vorlage folgenden $. zu ſetzen: Die 
Mittel zur Einlöſung der im Laufe des Jahres 1868 ausgegebenen Schatz ⸗ 
Auweiſungen im Betrage von 10 Millionen Thalern find durch Begebung 
einer verzinslichen Staats-Aukeihe zu beſchaffen, deren Betrag vom Jahre 
1869 ab jahrlich mit mindeſtens Einem Prozent zu tilgen iſt. 

Abg. v. Dechend: Als er ſein Amendement vor länger als zwei 
Monaten einbrachte, glaubte er beſorgen zu müſſen, daß die Staatsregierung 
bei der beavfichtigten neuen Anleibe ebenfalls zur Verausgabung von Schatz⸗ 
ſcheinen greifen würde. Wenn dieſe Beſorgniß auch nicht mehr vorliege, 
jo müffe er fein Amendement deunoch aufrecht erhalten, damit Niemand 
behaupten konne, daß zur Zeit nicht auf die entstehenden Gefahren, welche 
durch die Verausgabung derartiger Schatzſcheine hervorgerufen werden 
können, aufmerkſam gemacht worden ſei. Visber hade ſich der Staat bei 
aufzunehmenden neuen Anleihen jederzeit zu einer entſprechenden Zins⸗ 
zublung und Amortiſation verpflichtet. Von dieſem Grundſatze iſt man 
auch bei Verausgabung von Schatzſcheinen im Weſentlichen nicht abgegan⸗ 
gen. Die Staatsregierung babe erklärt, fie wolle keine ſchwebende Schuld 
baden; fie wolle dieſe Scheine nur auf die Dauer von höchſtens zwölf 
Monateu ausgeben, die Maßregel full keine permanente ſein. Jetzt ſcheint 
jedoch die Apſicht vorzuliegen, das Syſtem der ſchwevenden Schuld aufzu⸗ 
nehmen. Wenn die Regierung jetzt neue Schatzſcheine ausgeben will, ſo 
thue fie dieſes mit dem Bewußiſein, daß ſie dieſelbe mit anderen Schuld⸗ 
ſcheinen einlöſen wolle. Es ſcheine ihm unbegreiflich, warum unſere Fi⸗ 
nanzverwaltung, die jeden Kredit ohne gleichen hat und jede Summe un⸗ 
kündbar auf lange Zeit unter Bedingungen auf feſte Au leibe bekommen 
konne, um die uns andere Nationen deneiden, ſich dieſes Huljsmittels nicht 
bediene. Ihm ſei es nicht zweifelhaft, daß unter den gegenwärtigen gün⸗ 
ſtigen Geldumſtänden noch viele Millionen Schuldſcheine ausgegeben wer⸗ 
den konnen. Zeiten wie 1866 können aber wiederkebren und noch viel 
ſchlimmere. Eine vorſichtige Staats Verwaltung müſſe auf ſolche Zeit 
Rückſicht nehmen. Wenn man eingewendet, es könne auf 10 Millionen 
Schuldſcheine nicht ankommen, jo müffe er bemerken, gerade, weil es nur 
10 Millionen ſeien, empfehle es ſich, mit der ſchwedenden Schuld nicht 
länger zu zögern. Er müſſe daher feinen Antrag aufrecht erhalten. — 
Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt: Man kann dem Herrn Vorredner bei⸗ 
ſtimmen, wenn er über das Bedenkliche einer ſchwebenden Schuld ſpricht. 
Der Ruf der preußiſchen Finanzverwaltung hat aber zu keiner Zeit höher 
geſtanden als jetzt, und wird auch durch den vorliegenden Gegenjtand nicht 
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Dieſe Aerzte werden mit 10 Sgr. 


leiden. Zur Ergänzung der Motive habe ich noch folgendes hinzuzufügen. 
Es wird Jedem erinnerlich ſein, daß beim Kreditgeſetze der Vorſchlag der 
Kaſſen⸗ und Schuldanweiſungen ſich darauf ſtützte, daß damals Effekten ſchwer 
zu realiſiren waren. Als der Etat aufgeſtellt wurde, glaubte ich, daß ein 
Theil der Schuld⸗Anweiſungen aus den Ueberſchüſſen des nächſten Jahres 
würde gedeckt werden, und der andere Theil aus den Uederſchüſſen des 
nächſtfolgenden Jabres. Dieſe Erwartungen haben ſich leider nicht be⸗ 
ſtätigt. Ein bedeutender Betrag für Obligationen iſt beſchloſſen; jetzt iſt 
eine neue Anleihe von 40 Millionen genehmigt, ſo daß noch Obligationen 
zu realifiren bleiben. Ohne ſich finanziell ſehr zu verſchlechtern, kann man 
alſo dennoch einen Betrag von 10 Millionen ausgeben. Ich nebme daher 
keinen Anſtand, dem Hauſe die Genehmigung des Vorſchlages zu empfehlen. 

151 Tweſten: Wenn das Budget ordentlich becathen worden und 
dazu 3 Monate erforderlich ſind, muß die Regierung den Reichstag ſpäte⸗ 
ſtens Oktober einberufen. Der Herr Minifter erklärt ſodann im hannöver⸗ 
ſchen Provinzialfonds keine Aenderung eintreten zu laſſen. Er könne den 
Grund des Regierungs⸗Kommiſſar, daß es dabei bewenden müſſe, weil 
das Herrenhaus noch dariiber zu befinden, nicht anerkennen und iſt der An⸗ 
ſicht, daß künftig die Zinſen für dieſe hannoverſche Staatsſchuld aus unſe⸗ 
rem Etat verſchwinden müſſe. Redner geht hierauf ausführlich auf die 
Veränderungen in dieſem Etat ein. Die Staatsſchuld habe Ende 1866 
258,779,000 7% betragen und ſei bis jetzt auf 365,143,000 % geftiegen, 
welche mit Hinzurechnung von 100 Millionen für die neuen Landestheile 
und die unverzinsliche Staatsſchuld von 20 Millionen eine Geſammtſumme 
von 486 Millionen erreiche. Hiernächſt geht Redner auf die Aktiva des 
preußiſchen Staates ein und bemerkt, daß die bei den letzttägigen Vorbe⸗ 
rathungen vom Herrn Miniſterpräſidenten gemachten Bemerkungen in Be⸗ 

treff des hannoverſchen Aktivvermögens irrthümliche geweſen. Jetzt wirth⸗ 
ſchafteten wir zweifellos mit einem Defizit, "wozu noch die 10 Millionen 
Schatzſcheine kommen und hält Redner eine derartige ſchwebende Schuld 
für feinen Nachtheil, glaubt vielmehr, daß der Staat durch dieſelde zur 
Vorſicht gemahnt würde. Wenn das Publikum an derartige Schatzſcheine 
gewöhnt ſei, dann liege auch während eines Krieges bei dergleichen Ver⸗ 
ausgabung keine Gefahr vor, ſondern ein Vortheil. Dieſes Verfahren ſei 
auch in England üblich. Es laſſe fih zwar die Gefahr einer ſchwebenden 
Schuld nicht verkennen, aber ſie ſei keine größere als die, welche durch Ver 
ausgabung von Banknoten entſtehe. Außerdem habe der Staat noch be⸗ 
deutende Betriebsbeſtände in Händen. Wenn es ſich rechtfertigen laſſe, 
wenn der Staat im vergangenen Jahre vielleicht Schatzſcheine im Betrage 
von 30 Millionen Ag ausgegeben hätte, jo laſſe ſich dies gegenwärtig mit 
einem geringen Betrage ebenſowohl. Außerdem laſſe ſich die Verausgabung 
von Schatzſcheinen auch vom finanziellen Standpunkte aus rechtfertigen, 
indem einer Anleihe gegenüber noch eine Erſparniß von ca. 700,000 4 
— werde. Man konne daher ohne Bedenken dem Geſetz feine Zus 

immung geren. 

Abg. Dr. Virchow will die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf zwei 
Punkte hinlenken. Man habe ſeit einem halben Jahre die Hülfsquellen 
des preußiſchen Staates als unerſchöpfliche dargeſtellt. Er wolle nun die 
Staatsregierung darauf aufmerkſam machen, daß der jetzt eingeſchlagene 
Weg die Zerrüttung der Finanzverhältuiſſe herbeiführen. müſſe. Praktiſch 
würde bei derartigen Verhandlungen die Anweſenheit des Geſammt⸗Mini⸗ 
ſteriums fein, denn nur dadurch würde daſſelbe ein richtiges Bild unferer 
Finanz⸗Verhältniſſe erhalten; er hätte dann auch erſehen, daß der Minifter- 
präſident dem Haufe den Vorwurf machte, wir ſeien geneigt, für die Pro⸗ 
vinz Preußen 40 Millionen zu bewilligen, und der Provinz Hannover den 
Provinzialfonds abzuſchneiden. Die Einnahme vom Jahre 1857 ſei gegen 
das Jahr 1866 im Budget um 11 Millionen geſtiegen. Es könne eine 
ſolche Einnahme doch unmöglich aus der vermehrten Steuerkraft des Landes 
herrühren. Wenn anch bei dem Jahre 1868 die Verhältniſte mit Rückſicht 
auf den norddeutſchen Bund ſchwerer zu unterſcheiden ſeien, ſo ließe ſich 
doch immer erſehen, daß die Einnahmen des preußiſchen Staates die gleiche 
Höhe erreicht haben, wie die des Jahres 1867, und daß der Mehrbetrag 
gegenüber. den Einnahmen des Jahres 1867 ſich auf ca. 15 Millionen 9% 
belaufe. Seit dem Japre 1850 ſei eine vollftändige Verdoppelung der Ein⸗ 
nahmen eingetreten. Wenn die Regierung daraus ſchließe, daß dieſes Ver⸗ 
hältniß ein fortgehendes ſein werde, fo werde fie dadurch in die größten 
Finanz-Kalamitäten bineingerathen, neden der Selbftverwaltung gebe der 
Etat viel Veranlaſſung nachzudenken. (Juſtizminiſter Dr. Leonhardt tritt 
ein.) Eine vernünftige Selbſtverwaltung werde nicht auf dem Wege er⸗ 
zielt, den der Herr Miniſterpraſident einzuſchlagen erklärt habe. Dadurch 
werde nur eine Kaſſen⸗Verwaltung erzielt. Wahre Selbſtverwaltung beruhe 
zu allererſt auf Gemeinde⸗Freiheit; dazu ſei vorerſt nöthig die Abdſchaffung 
der Gensdarmerie. Wenn man Selbſtverwaltung wolle, müſſe man Ge- 
meindefreibeit geben, denn zu einer Provinzialvertretung mit Gensdarmerie 
könne er ſich nicht verſtehen. Es ſei eine gerechtere Vertheilung der Aus⸗ 
aben nöthig und es ſei daher Pflicht der Landesvertretung, die Regierung 
Fruahrend daran zu erinnern, daß wir nicht heidenmäßig viel Geld ha⸗ 
ben und fie ſparſam in den Ausgaben fein müſſe. — Regier.⸗Kommiſſar 
Geh. Rath Mölle: Bei den Zahlenangaben find dem Vorredner fo be⸗ 
deutende Irrthümer untergelaufen, daß ich fie berichtigen muß. Er meint, 
die Steigerung von 1866 auf 1867 betrage 11 Millionen , das ift un⸗ 
richtig, ſie beläuft ſich nur auf 6%, Millionen, denn er hat das Ext aordi⸗ 
narium von 4½ Millionen zu Marinezwecken mit hineingerechnet, eben jo 
irrthümlich ſind die Angaben über die Steigerung des Etats von 1867 
auf 1868. Die Verauſchlagung der Einnahmen in dem vorliegenden Etat 
iſt nach denſelden Grundſätzen erfolgt, wie in früheren Jahren und die ſich 
auch bewährt haben. Der Vorwurf des Vorredners kann deshalb die Re⸗ 
terung nicht treffen. Wenn derſelbe den Vorwurf erhebt, daß die Stasts⸗ 
Spaten ſich vermehrt, jo erwidere ich, daß die Anleihen mit Zuftimmung 
dieſes Hauſes entrirt und ſie namentlich zu produktiven Zwecken ver⸗ 
wendet find. (Schluß folgt.) 

Danzig, 9. Februar. Der Dampfaviſo „Preußischer Adler“ 
iſt behufs grundlicher Unterſuchung ſeines Bodens geſtern in dle 
Klawitter'ſche Dock gelegt worden; es war dies mit großen Schwie⸗ 
rigkeiten verbunden, da die Eisſchollen, von dem Aufeiſen bei dem 
Herausſchaffen der „Arcona“ herrührend, vom Sturm zwiſchen 
Schiff und Dock getrieben wurden und nur durch die korrekten 
Anordnungen der leitenden Ingenieure beſeitigt werden konnten. 

Kiel, 10. Februar. es liegt in der Abſicht, die zwiſchen 
Klel und Kopenhagen beſtehende direkte Dampfſchiffeverbindung am 
nächſten Mitwoch wieder zu eröffnen, falls nicht neuts Froſt⸗ 
wetter einteittt. 

Dresden, 10 Februar. Das heutige „Dresdener Jour- 
nal“ publizirt das Geſetz über die neue vierprozentige Anleihe von 
acht Milionen Thalern und beſtätigt, daß ſechs Millionen der vor- 
jährigen fünſprozentigen Anleihe unbegeben geblieben ſind, ſowle, 
daß die ſechsprozentigen Handdarlehne damit eingelöft und „jonftige 
nothwendige Ausgaben“ davon beſtritten werden ſollen. 

Dresden, 10. Februar. Die Agitation gegen die Geſetz⸗ 
Vorlage über Wechſelſtempelung iſt im Wachſen. Insbeſondere 
proteſtiren die Handelskammern dagegen, weil man ſie über die 
Zweckmäßigkeit der Maßnahme nicht vorher befragt hal. Von Sel⸗ 
ten des Miniftertums wurde heute der Kammer dle Aufhebung der 


landwirthſchaftlichen Abtheilung der Akademie zu Tharandt zu⸗ 
geſichert. 
e h auchen, 8. Februar. Die übertrelbenden Angaben und 
Gerüchte über das Unwohlſein, welches den König Ludwig I. zu 
Nina befallen hatte, haben heute ihre beſte Berichtigung und ſchla⸗ 
gendſte Widerlegung gefunden durch eigenhändige Briefe Sr. Ma- 
jeſtät vom 5. d., welche heute hier eingetroffen find. Se. Maje- 
ſtät war keineswegs genöthigt geweſen das Bett zu hüten, hatte 
ſich ſtets des beſten Appetits und Schlafs erfreut, und benutzte das 
berrliche Wetter zu Spaziergängen im Frelen. Man hatte dort 
18 Grad Wärme. (A. A. 3) 
Ausland. 
Wien, 6. Februar. Aus beflimmter Quelle vernehmt ich, 


daß die K. Regierung eine Anleihe von 50 Millionen beabſichtigt, 


aller Wabrſcheinlichkeit nach für die gemeinſamen Reichszwecke. 

Peſth, 6. Februar. Die in Paris erſcheinende „Korreſp. 
du Nord⸗Eſt“, das neu gegründete Organ der polniſchen National- 
partei, veröffentlichte vor einigen Tagen einen Brief des Generals 
Klapka, worin derſelbe die politiſche Lage Europas und die von 
den Ungarn zu befolgende Politik beſpricht. Klapka hält eine 
franzöſiſch-öſterreichſſche Alltanz den ungariſchen Intereſſen für ver⸗ 
derblich, muntert dagegen die ſlawiſchen Völker und beſonders bie 
Serben in ihren Unabhängigkeitsbeftrebungen auf und redet einem 
Bündniß zwiſchen Letzteren und den Ungarn eifrig das Wort. 
Bern, 10. Februar. Der in Wien am 4. Februar d. J. 
ratiſizirte Vertrag über die Schifffahrts⸗ und Hafenordnung für 
den Bodenſee tritt am 1. Mat in Kraft. 

Paris, 10. Februar. Der „Eonflitutionnel“ hält trotz der 
gegentdeiligen Depeſche aus Bukareſt die Nachricht aufrecht, daß 
ſich bewaffnete Banden in Rumänien gebildet haben. — „La 
France“ meldet, daß der Geſchaftsträger des Fürſten Karl von 
Rumänien, Cretzulesco, heute eine Konferenz mit Mouftier ge- 
habt babe. 

Florenz, 10. Februar. Die Deputlrtenkammer ſetzt die 
Berathung des Marine-Etats fort. Bel Beginn der Sitzung 
machte der Präſident Mittheilung von der Antwort, welche der 
König der Beglückwünſchungsdeputation ertheilt hatte. Der König 
hatte das Vertrauen ausgeſprochen, daß ſelne und ſeiner Kinder 
Vaterlandsliebe und die traditionelle Hingebung feiner Dynaſtie 
für das Wohl Italiens ſich auf alle Nachkommen feiner Familie 
vererben werden. 

Florenz, 10. Februar. Die „Italleniſche Korreſpondenz“ 
dementiit die neuerdings von Liſſabon telegraphiſch verbreitete Nach⸗ 
richt von einem blutigen Zuſammenſtoß zwiſchen Truppen und 
Volk, welcher in Braga ſtattgefunden haben ſoll, als der König 
und die Königin auf ihrer Rückkehr nach Villa Vicloſa die Stadt 
paſſirten; die Korreſpondenz fügt hinzu, daß das Königspaar un- 
ausgejegt der Gegenſtand lebhafter Ovationen der Bevölkerung 
geweſen ſei. 

Rom, 4. Februar. Der Jeſult Curci hat hier in einer 
Kirche eine ſehr heftige Predigt gegen den Kaiſer Napoleon III. 
gehalten, die einen unerhörten Skandal gemacht hat. In der bie- 
ſigen franzöſiſchen Bolſchaft war man darüber um jo aufgebrachter, 
weil dieſe Predigt in der amtlichen Zeitung vorher in italteniſcher 
und in franzöſiſcher Sprache angezeigt worden war. 

London, 8. Februar. General Napier Hält die Gefahr, 
in Abyſſinten einzuregnen, für ſo groß, daß er verſuchen will, den 
ganzen Feldzugsplan zu ändern, und der Beſchleunigung halber 
anſatt 5000 Mann nur die Hälfte zu aktiven Operationen zu 
verwenden. Es bleibt abzuwarten, ob dieſe Zahl nicht doch zu 
gering iſt, um den Erfolg ſicher zu ſtellen. Man trifft im Lande 
mehr Schleßgewehr als man erwartet hatte. 

Rio de Janeiro, 7. Januar. Die Freude über die 
Geburt eines Prinzen, Sogn der Kaiſerlichen Prinzeſſin Leopoldine, 
Herzogin von Sachſen, iſt noch immer ſehr groß, da die Nation 
nun die Dynaſtie und mit ihr die Ruhe des Reiches geſichert 
fieht. Die Einnahmen des Zollamtes von Rio de Janelto habe 
im Monat Dezember gegen 12 Millionen Francs betragen. Na- 
mentlich iſt die Ausfuhr von Kaffee nach Europa gerade jetzt enorm 
und ſteigt mit jedem Monat. 


Pommern. - 

Stettin, 11. Zebruar. Ia Folge des thellweiſe elsfrelen 
Fahrwaſſers iſt es den beiden kleineren nur flachgehenden Dam- 
pfern „Blitz“ und „Victor“ gelungen, die Fahrt von Swintmünde 
nach dier zu machen. An mehreren Stellen des Revlers und na- 
mentlich bet den Lebbiner Bergen ſollen tief liegende Etsmaſſen 
die Fahrt von Schiffen größeren Tiefganges hemmen und es iſt 
dem mit Kohlen beladenen, ebenfalls von Swinemünde nach hier 
abgegangenen Dampfer „Grand duc Alexts“ anch nicht gelungen, 
durchzukommen. Die beim Kricks angetroffenen großen Etsmaſſen 
nöthigten ihn, nach Swinemünde zu relourniren. 

— Betriebs- Einnahmen: I. der Stammbahn Berlin- 
Stettin-Stargard: im Monat Januar 1868 115,738 Tolr., 
im Monat Januar 1867 123,460 Thlr., mithin im Monat Ja- 
nuar 1868 weniger 7722 Thlr.; II. der Zweigbahn Star⸗ 
gard-Cöslin-Colberg: im Monat Januar 1868 24,624 
Tolr, im Monat Januar 1867 28,318 Thlr., mithin im Monat 
Januar 1868 weniger 3694 Tpaler; III. der Vorpommer⸗ 
ſchen Zweig bahnen: im Monat Januar 1868 34,272 Thlr., 
im Monat Januar 1867 38,182 Thlr., mithin im Monat Ja- 
nuar 1868 weniger 3910 Thlr. 

— Nach den beim Ober-Kommando der Marine eingegau- 
genen Nachrichten iſt S. M. Beigg „Musquito“ am 8. d. in der 
Bap von Vigo angekommen, nachdem dieſelbe, wie mitgetheilt, am 
5. Leſſabon verlaſſen. 

— Gegen die Direktlon des bleſigen Stadttheaters waren 
Anklagen erboben wegen Sonntags-Enthetligung, weil während der 
Stunden des Gottesdienſtes im Theater-Gebäude einerfeits Proben 
abgehalten und andeterſelte Billette verkauft worden waren. Heute 
ſtand für beide Falle Termin an; bie Vertheldigung hatte für die 
erſte Sache Herr Juſtizrath Cramer, für dle zweite Herr Pochat 
übernommen, und erfolgte in beiden Sachen die Freiſprechung. 

— Am 7. d. Mie. wurden dem Kaufmann S. aus elner 
Remiſe in der Wallſtraße mittelſt Einbruches durch Zerſchlagen des 
an der Thüte befindlichen Vorlegeſchloſſes zwei Tonnen Heringe im 
Werthe von 20 Thlr., und dem Kaufmann K. aus ſeinem vor 
dem Königethore links am Wege nach Grünhof belegenen Garten 
ein eiſernes Pumpenrohr von 12“ Länge, ein meſſingener Pum- 
penkrahn und ein Thürenſchloß geſtoblen. — Der hier im Ge- 
ſellenhauſe logirende Töpfergeſelle Herm. Fauſt annektirte geſtern 
aus einer Küche in Züllchow eine dort frei auf dem Tiſche lie- 
gende Spedjeite, konnte ſich des Beſitzes derſelben aber nicht lange 
erfreuen, indem der Diebſtahl unmittelbar nachher bemerkt, F. ver⸗ 
folgt und ibm feine Beute wieder abgenommen wurde. 

Stolp, 9. Februar. Die durch die traurige Ernte des 
vorigen Jahres in den Kreiſen Lauenburg, Neuſtadt und Cart⸗ 
haus hervorgerufene Noth fleigert Ih von Tag zu Tag und iſt 
jetzt ſchon jo welt gediehen, daß man Suppen-Anſtalten eingerichtet 
bat, welche ſehr bald einen größeren Umfang erhalten müſſen. Bis 
jetzt hat man ſich noch in den Kreijen allein geholfen, indeß Liegt 


die Staatsbeihülfe zu rekrutiren. 
werden, wenn bald Arbeitsgelegenhelt durch den genehmigten Eiſen⸗ 
bahn⸗Bau von Stolp nach Danzig gegeben würde, dem die Grund⸗ 
Entſchädigung des Danziger Landkreiſes von 20,000 Thlr. bis 
jetzt entgegenſtand, weil die übrigen von der Eiſenbahn durch⸗ 
ſchulttenen Kreiſe zu ihrer eigenen Grund⸗Entſchädigung auch noch 
die 20,000 Tolr. des Danziger Landkreiſes aufbringen ſollten, 
aber es nicht vermochten. 
lung eines unſerer Abgeordneten hat der Herr Handelsminiſter 
Graf v. Ipenplig zugeſagt, die Grund⸗Entſchädigung für den Dan- 
ziger Landkreis aus anderen Fonds zu beſtreiten und die Kreiſe 
Stolp, Lauenburg und Neuſtadt bei der Unmöglichkeit, dieſe 20,000 
Thlr. aufzubringen, davon zu entbinden, und jo iſt jedes Hinder⸗ 
niß zum Anfang des Elſenbahnbaues von Stolp nach Danzig fort- 


der Moment wobl nicht fern, wo man gezwungen ſein wird, auf 


Dies würde vielleicht vermieden 


Nach der ſoeben eingegangenen Mitthei⸗ 


geräumt. Dieſe Nachricht hat Hier einen wahren Jubel in allen 
Ständen hervorgerufen und Alles dankt dem Herrn Handelsmintfter 


Grafen v. Ißzenplitz für dieſe Fürſorge und man dofft nun auf 


den ſchnellſten Anfang des Baues, damit der Noth jetzt durch Ar⸗ 


beits-Verdienſt entgegengetreten wird. 


Vermiſchtes. 
Wien, 6. Februar. Man theilt dem „Peſth. Lloyd“ eine 


intereſſante Epiſode zum Prozeß Ebergenyt mit. Bei ſeiner Bifl- 


tation in der Unterſuchungezelle der inhaftirten Stifts dame fanden 
ſich nämlich Briefe vor, welche erſt in jüngſter Zeit geſchrieben und 
darauf berechnet waren, die Angeklagte über den Stand der Unter- 
ſuchung des Grafen Chorinsky in München — ſowelt dies eben bei 
der außeroedentlichen Verſchwiegenhelt, welche das Münchener Be⸗ 
zirksgericht beobachtet, möglich iſt — zu informiren. Man konnte 
ſchlechterdings nicht eruiren, auf welchem Wege dieſe Briefe in die 
Zelle gekomwen find; die Gefängnißaufſeher wurden in ſcharfes 
Verhör genommen, aber fie vermochten ihre Unſchuld zu beweiſen. 
Endlich brachten die Ausjagen einer Mitinhaftirten auf die Spur 
der Vermittler des verbotenen Briefverkehrs. Julie v. Ebergenpt 
hatte nämlich durch ihren Llebreiz das Herz eines der Soldaten 
gerührt, die auf den Gängen des Landgerichtes Wache zu halten 
berufen ſind. Da nun dieſe Soldaten in einem gewiſſen Turnus 
wlederkebren, jo wußte die Ebergényi ſich mit demſelben über ihre 
Korreſpondenz ins Einvernehmen zu ſetzen. Son weit iſt die Unter⸗ 
ſuchung über dieſen Punkt gediehen; welcher der drei Soldaten, 
die einander abzulöſen haben, det eigentlich Schuldige iſt, konnte 
nech nicht ermittelt werden, da ſowohl die Ebergényl als der ſchul⸗ 
dige Soldat beharrlich leugnet. Inzwiſchen ſind alle drei Sol⸗ 
daten ins Stockhaus abgeliefert worden. 
Viehmärkte. 

Berlin. Am 10. Februar c. wurden an Schlachtvieh auf hieſigen 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: N 

An Rindvieh 1181 Stück. Die Zutriften waren im Verhältniß zum 
1 5 Konſum zu ſtark, um mehr als mittelmäßige Durchſchnittspreiſe 
erzielen zu können, beſte Qualität konnte nur den höchſteu Preis von 16 
bis 17 7%, mittele 13—15 , ordinäre 9 11 K pr. 100 Pfd. Fleiſch⸗ 


gewicht erzielen. Exportgeſchäfte ſowohl nach dem In⸗ als Auslande wa⸗ 


ren nur ſehr unbedeutend. 
konnte dieſen be 


Handel war ziemlich lebhaft, b: 
0 1 fenen nur minetcähige Peeiſeh erde 
werden, der höchſte Preis für beſte feine Kernwaare ſtellte ſich nur auf 16 
bis 17 & pr. 100 Pfd. Fleiſchgewicht. 
An Schafvieh 1626 Stück, wofür ſich die Preife für 40—45 Pfd. auf 
7-8 A ſtellten. 
An Kälbern 655 Stück, wofür fi die Preiſe höher als vorwöoͤchentlich 


geſtalteten. 
Börſeu⸗Berichte. 

Stettin, 11. Februar. Witterung: leicht bewölkt und ſtürmiſch. Tem⸗ 
peratur +5 R. Barometer 27“ 11”. Wind: W. 1 

Am der Ber e. 

Weizen matter, loco per 2125 Pfd. gelber inländiſcher 101104 , 
ungarijcher 93—98 , bunter polnischer 98 —103 , weißer 105 bis 
108 , feiner etwas höher bezahlt, 83—85pfd. gelber Februar 101 9% 
nom., Frühjahr 102—101½ 94 bez. u Gd. 

Roggen fließt matter, loco pr. 2000 Pfd. 7880 , Februar 
80 & Br, Frühi. 80 , 80, 79%, „ bez., Mai⸗Juni 80 „ bez. u. 
Br., Juni-Juli 78 ½ Br., 77½ Gb., Juli⸗Auguſt 72%, I Br. 

Gerſte behauptet, loco pr. 1750 Pfd. nach Qualitat 53 / —56 , 

69—70pfd. ſchleſiſche Frühjahr 55% bez., ohne Gewichts « Garantie 
55½ Br. 


Hafer wenig verändert, loco per 1300 Pfd. 37½—38½ & bez., 
4750 pfdb. 39½ , Br. 

Erbſen wenig verändert, loco per 2250 Pfd. 67—71½ , Viktoria⸗ 
92½ & bez., Frühjahr Futter- 71½ K bez. u. Br. 

Rübdl wenig verändert, loeo 10%, % Br., Februar 10 TE bez., 
l 10½ 3% bez., Br. und Gd., September Oktober 10%, 2 

r. u. Gd. 

Petroleum loco 6% 3% bez. 

Spiritus matter, loco ohne Faß 20%, % bez., Februar März 
19% . bez., Frübiahr 20% . bez., % Br. u. Gb., Mai-Juni 20/2 

Gd, Aug uſt⸗September 211, m bez. 
Weizen 102, Roggen 80, Rübol 10, 


Breslau, Spiritus per 8000 Tralles 18%, Br. 
Weizen per Februar 98 Br. Roggen per Februar 76, pr. Frübjahr 77. 
Zint i 92%, pr. Frühjahr 9½. Raps pr. Februar 88 ½ Br. 

ink umſatzlos. 

Hamburg, 10. Februar. Getreidemarkt. Locogetreide ſtille, aber 
behauptet. Weizen auf Termine feſt. Roggen auf Termine höher Wei⸗ 
zen pr. Februar 5400 Pfd. netto 177 Bankothaler Br., 176 Gd, per Fe⸗ 
bruar-März 177 Br., 176 Gd., per Frühjahr 176 Br., 175%, Gd. Nog⸗ 
gen per Februar 5000 Pfd. Brutto 142 Br, 141 Gd., per Februar⸗März 

40 Br., 139 Gd., pr. Frühjahr 139 Br., 138%, Gd. Hafer ruhig. Rüböl 
loco 22, per Mai 225, per Oktober 22%. Spiritus 27%, Kaffe ſehr 
an ungefähr 15,000 Sack Santos ſchwimmend verkauft. Zink un⸗ 
egehrt. . 

Amſterdam, 10. Februar. Getreidemarkt. (Schlußberict.) Roggen 
feft, pr. März 314½, pr. Mai 321 ½, pr. Juni 314, per Juli 306. 
Raps pr. April 67½, pr. Oktober 68. Rüböl pr. Mai 35, per Novem⸗ 
ber⸗Dezember 37. f N 

London, 10. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Englifcher 
Weizen geringere Sorten 1½ s niedriger, fremder im Detailgeſchäft meiſt 
1 s niedriger, Mahlgerſte ſehr feſt. 30 Hafer beſchränkter Umſatz, 3 bis 
6 d höher. Kaffeeladungen matt. 


Regulirungs-Preiſe: 
Sviriins 19%. a 
10, Februar. 


